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Gemeinsame Agrarpolitik 2014 – Positionen und 
Konsequenzen 
Große Teile Europas sind land- und forstwirtschaftlich geprägte Kulturlandschaften. Bei der Erzeugung ag-
rarischer Güter können positive und negative externe Effekte entstehen, die öffentliche Güter beeinflus-
sen (Wasser, Artenvielfalt, Klima). Weil es für diese Externalitäten der Land- und Forstwirtschaft kaum ei-
nen Markt gibt, kommt politischen Eingriffen erhöhte Bedeutung zu. Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP), 
die bei ihrer Entstehung 1957 als erste "Gemeinschaftspolitik" primär Marktordnungsaufgaben inne hatte, 
legitimiert sich heute wesentlich durch ihre Rolle in der Bereitstellung öffentlicher Güter. Mit welcher Be-
gründung und in welchem Umfang Maßnahmen der GAP aus dem gemeinsamen Haushalt in der Periode 
des künftigen Finanzrahmens finanziert werden sollen, wird derzeit unter den beteiligten politischen Ak-
teuren kontrovers diskutiert. Die Positionen reichen dabei von geringfügigen Anpassungen des bestehen-
den Systems bis hin zu einer grundlegenden Neuorientierung von Zielen und Instrumenten der GAP. Die 
Struktur der GAP-Mittel dürfte sich nach 2013 von der ersten zur zweiten Säule verlagern. Die Internalisie-
rung von Externalitäten erfordert neben einer Budgetaufstockung der zweiten Säule aber auch eine Stei-
gerung von Effektivität und Effizienz der enthaltenen Programme.  

Begutachtung: Franz Sinabell • E-Mail-Adresse: markus.hofreither@boku.ac.at 

Für die Agrarpolitik wendet die EU erhebliche Budgetmittel auf: Im Zeitraum 2007/ 
2013 sind für "Erhalt und Management natürlicher Ressourcen" 371,2 Mrd. € vorgese-
hen, das sind etwa 43% der Verpflichtungsermächtigungen. Dieser Anteil ist rückläu-
fig und wird 2013 etwa 40% betragen. Kritisiert wird häufig, dass diese Ausgaben auf 
einen Wirtschaftsbereich konzentriert seien, der weniger als 2% zum BIP der EU bei-
trage, Umweltprobleme verursache und regressive Umverteilungseffekte bewirke. 
Für die Befürworter stehen dem die Versorgung der Bevölkerung mit hochwertigen 
Nahrungsmitteln, die Bereitstellung von öffentlichen Gütern im Bereich von Umwelt, 
Natur und Landschaftsbild sowie ein wesentlicher Beitrag zur Lebensfähigkeit ländli-
cher Räume gegenüber. Seit der "Agenda-Reform" 2000 setzt sich die GAP aus zwei 
"Säulen" zusammen (siehe Kasten). 

Mit der jüngsten Anpassung der GAP ("Health Check" 2008) wurden die Grenzen zwi-
schen den beiden Säulen graduell verwischt, indem etwa Hilfen für Sektoren mit be-
sonderen Problemen ("Artikel-68-Maßnahmen") oder Agrarumweltmaßnahmen 
durch Modulation teilweise aus der ersten Säule finanziert werden können.  

2014 wird die GAP erneut angepasst werden, weil bis dahin die "Verordnung über 
die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raumes" (ELER-VO) sowie der Finanz-
rahmen 2007/2013 auslaufen. Neben diesem institutionellen Reformdruck wirken wei-
tere Kräfte in Richtung einer Korrektur der derzeitigen EU-Agrarpolitik: 

 Die weltweite Nachfrage nach Agrarerzeugnissen steigt, weil die Weltbevölke-
rung zur Zeit pro Dekade um fast 800 Mio. wächst, die Erholung der Weltwirtschaft 
den einkommensabhängigen Trend zu höherwertigen Nahrungsmitteln verstär-
ken wird und wichtige Länder auf den Einsatz von Biotreibstoffen setzen (von 
Braun  Qaim, 2009, OECD  FAO, 2009). 

 Der jahrzehntelange reale Preisrückgang auf den Weltagrarmärkten dürfte zu 
Ende sein und könnte sich langfristig umkehren (OECD  FAO, 2009). 
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Die zwei Säulen der Gemeinsamen Agrarpolitik 

Das seit der Inkraftsetzung der GAP 1962 dominierende Instrument der Preisstüt-
zung wurde mit der Uruguay-Runde des GATT abgelöst, internationale Handelsre-
geln erlangten bestimmenden Einfluss. Seither haben drei GAP-Reformen  1992, 
1999 und 2003  die Marktorientierung der EU-Landwirtschaft verbessert, indem 
Produktpreise gesenkt und die Betriebseinkommen über Direktzahlungen stabilisiert 
wurden.  
Durch den deutlichen Rückgang der realen Preise verringerten sich die Produkti-
onsüberschüsse auf einen kleinen Anteil des Inlandsbedarfs bzw. drehten sich so-
gar in Importüberschüsse, und auch die erforderlichen Exportstützungen sanken 
drastisch. Die mit der MacSharry-Reform 1993/1995 eingeführten Direktzahlungen 
zur Kompensation der Erlöseinbußen durch die Senkung der Stützungspreise waren 
vorerst gekoppelt, also an (fixierte) Flächen- bzw. Tierbestände gebunden ("Pro-
duktprämien"). 

Markt und Einkommen ("Erste Säule")  
Die von der EU finanzierte erste Säule der GAP (75% des Agrarhaushalts) umfasst 
Marktordnungsausgaben (Ausfuhrerstattungen, Verarbeitungs- und Umwandlungs-
beihilfen) sowie die seit 2003 weitgehend entkoppelten Direktzahlungen ("Betriebs-
prämie"), die entweder auf historischen oder regionalen Bezugsgrößen basieren. 
Diese Zahlungen unterliegen einer "Modulation", indem Betriebsprämien über 
5.000 € gekürzt und diese Mittel in die zweite Säule verlagert werden. Der Erhalt 
dieser Prämien wurde an Verhaltensauflagen gebunden ("Cross Compliance", VO 
(EG) 1782/2003), welche die Einhaltung von Grundanforderungen an die Betriebs-
führung (öffentliche Gesundheit, Tier- und Pflanzengesundheit, Umwelt- und Tier-
schutz) sowie  je nach nationaler Umsetzung  den Erhalt landwirtschaftlicher Flä-
chen in einem "guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand" vorschrei-
ben.  

Struktur, Umwelt und regionale Aspekte ("Zweite Säule")  
Die zweite Säule der GAP basiert auf drei "Achsen" (Wettbewerbsfähigkeit, Umwelt 
und ländliche Entwicklung) sowie den auf lokale Entwicklungsstrategien ausgerich-
teten Leader-Initiativen. Die enthaltenen Programme werden von den Mitglieds-
ländern mit Sätzen von bis zu 50% kofinanziert. 
 

 Der erwartete Abschluss der laufenden GATT-Verhandlungen (Doha-Runde) wird 
den Außenschutz für Agrarprodukte verringern. 

 Die Zunahme von Knappheiten im Bereich Umwelt und natürliche Ressourcen er-
fordert wirksame politische Reaktionen. 

 Die derzeit erneut debattierten Festlegungen im Rahmen der Biokraftstoffstrate-
gie der EU haben erhebliche Auswirkungen auf die Agrarmärkte, liegen jedoch 
nur teilweise im Einflussbereich der GAP. 

 Aufgrund des Lissabon-Vertrags hat das Europäische Parlament das Recht, über 
den Finanzrahmen mit zu entscheiden, und nimmt damit verstärkt Einfluss auf das 
Agrarbudget. 

Insgesamt stellt sich die Frage, wieweit die aktuelle GAP dem Subsidiaritätsprinzip 
entspricht und eine effiziente Verwendung knapper Ressourcen sicherstellt. In einer 
hypothetischen "First-Best"-Situation etwa würden 

 land- und forstwirtschaftliche Betriebe private Güter unter Marktbedingungen er-
zeugen und  

 im Falle der Bereitstellung knapper öffentlicher Güter  als joint products oder 
beauftragt  zumindest die Grenzkosten und eine Anreizkomponente erhalten, 

 negative Externalitäten würden durch Steuerlösungen bzw. gesetzliche Vorga-
ben verringert,  

 exogene Schocks würden durch private oder öffentliche Versicherungsmecha-
nismen entschärft,  

 die Sicherung von politisch definierten Mindesteinkommen wäre mit der nationa-
len Sozialpolitik abgestimmt.  
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Die aktuelle Situation der GAP weicht deutlich von diesem theoretischen Ideal ab. 
Daraus entstehen u. a. gesamtwirtschaftliche Effizienz- und Wohlfahrtsverluste durch 
suboptimale Ressourcenallokation, aber auch Opportunitätskosten auf der Ausga-
benseite und Excess-Burden-Effekte auf der Finanzierungsseite des GAP-Budgets. Der 
vorliegende Beitrag fasst die seit längerem laufende Reformdiskussion aus einer eu-
ropäischen Perspektive zusammen, indem ausgewählte Reformvorschläge vorge-
stellt, mit dieser "First-Best"-Lösung verglichen sowie im Hinblick auf ihre politische Um-
setzbarkeit bewertet werden. 

 

2003 wurde eine von der Europäischen Kommission initiierte Studie (Sapir et al., 2003) 
veröffentlicht, deren Hintergrund die sich abzeichnenden Probleme der Lissabon-
Strategie sowie die Bewältigung der Osterweiterung waren. Der "Sapir-Report" hatte 
zum Ziel, alle EU-(Wirtschafts-)Politiken zu überprüfen und Vorschläge für eine wirk-
same Wachstumsstrategie der EU zu unterbreiten.  

Einer strikt ökonomischen Sichtweise folgend wurde u. a. eine grundlegende Umge-
staltung des EU-Budgets vorgeschlagen: Dieses sollte aus drei Fonds  Wachstums-, 
Konvergenz- und Restrukturierungsfond  bestehen und über eine EU-Steuer finan-
ziert werden. Um Mittel für Wachstumsbereiche frei zu bekommen wurden der 
Landwirtschaft im Restrukturierungsfond während einer Übergangsphase 15%, lang-
fristig lediglich 5% des Gemeinschaftsbudgets zugestanden. Nationale und regionale 
Anliegen wären subsidiär aus den nationalen Haushalten zu finanzieren. Auf Details 
der erforderlichen grundlegenden Änderungen der GAP ging die Studie nicht ein. 
Dieser Report beeinflusste nicht nur den Finanzrahmen 2007/2013 (Gros  Micossi, 
2005), sondern wirkt bis heute auf die Budgetdiskussion ein (European Commission, 
2009A, 2010). 

Stärkeren Agrarbezug hatte die von der britischen Regierung (HM Treasury  DEFRA, 
2005) initiierte Vision einer nachhaltigen europäischen Agrarpolitik, die konsensfähi-
ge Ziele durch eine radikal reformierte GAP zu erreichen sucht: Als Ersatz für die Di-
rektzahlungen der ersten Säule würden Konzeption und Finanzierung von "targeted, 
non production-distorting measures" den Mitgliedsländern übertragen. Die zweite 
Säule sollte effizienter als bisher auf ihre Ziele ausgerichtet werden. Der Außenschutz 
würde an das nichtagrarische Niveau angeglichen und der Agrarsektor in die EU-
Wettbewerbspolitik eingepasst. Auch in diesem Vorschlag wird im Sinne des Oppor-
tunitätskostenarguments auf hohe Budgeteinsparungen verwiesen.  

Vergleichbare Positionen vertreten die Niederlande, Dänemark und Schweden, die 
für einen Ausbau der zweiten Säule eintreten. Bestimmte Subsektoren innerhalb der 
Landwirtschaft müssten völlig ohne Direktzahlungen auskommen, weil sie in der Nah-
rungsmittelproduktion keine positiven externen Effekte generieren würden.  

Diese Vorschläge konzentrieren sich auf die Opportunitätskosten der EU-Agraraus-
gaben in Form von Wachstumsverlusten und gehen konform mit der allgemeinen 
Diskussion über das künftige EU-Budget (Begg et al., 2008, Gros  Micossi, 2005, Euro-
pean Commission, 2009A, Sinabell  Pitlik  Schmid, 2009). Seit dem Sapir-Report ha-
ben sich die Probleme der EU noch verschärft, weil gegenwärtig auch die makro-
ökonomische Stabilität bedroht erscheint. Angesichts des drastischen Rückgangs 
des Budgetspielraums dürfte es für Kommission und Parlament schwierig werden, das 
Opportunitätskostenargument im Agrarbereich völlig zu ignorieren (European 
Commission, 2005). In einem inoffiziellen, später zurückgezogenen Papier der Kom-
mission (European Commission, 2009A) etwa werden radikale Veränderungen in Be-
zug auf die Haushaltsstruktur und den Entscheidungsprozess als unumgänglich gese-
hen, wenn die Union ihre Ziele effektiv erreichen wolle. Wenn eine spürbare Auswei-
tung des EU-Haushalts politisch keine Zustimmung findet, dann können neue Prioritä-
ten nur durch Budgetumschichtungen gesetzt werden. In diesem Fall gilt eine weite-
re Einschränkung des realen Agrarbudgets als sicher.  

Obwohl auch von wissenschaftlicher Seite eingeräumt wird, dass sich die GAP in 
den letzten zwei Jahrzehnten positiv verändert hat, verbleiben immer noch Ansatz-
punkte für Verbesserungen. Ein Reformvorschlag, der bereits die Gestaltung der 
Agenda-2000-Reform beeinflusst hat, aber auch mit den Grundforderungen der ak-
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tuellen Diskussion übereinstimmt, ist der "Buckwell-Report" (European Commission, 
1997). Ausgehend von der Forderung, eine effiziente Agrarproduktion, ökologische 
Nachhaltigkeit und ländliche Entwicklung besser abzustimmen, werden vier Politik-
segmente vorgeschlagen: 

 Marktstabilisierung im Sinne eines "Sicherheitsnetzes" gegenüber Preisschocks, 

 Umwelt- und Kulturlandschaftsmaßnahmen zur Honorierung der Bereitstellung öf-
fentlicher Güter bzw. positiver Externalitäten, 

 verstärkte Anreize für ländliche Entwicklung im Sinne der bestehenden Struktur-
maßnahmen, 

 transitorische Anpassungshilfen für den Übergang von einer rein sektoral ausge-
richteten GAP zu einer, die verstärkt auf regionale Unterschiede Rücksicht nimmt. 

Eine Studie von Notre Europe (Bureau  Mahé, 2008) definiert als Motive für Anpas-
sungen der GAP u. a. die Korrektur von Marktversagen, die Allokation von Budget-
mitteln nach ihrem sozialen Wert und die Stärkung des Subsidiaritätsprinzips. Die Ag-
rarausgaben auf der EU-Ebene sollten insgesamt verringert und reorganisiert wer-
den. Die GAP sollte angemessen zwischen Betrieben, Flächen und Methoden diffe-
renzieren (targeting), einfacher und im Zeitablauf vorhersehbarer werden. Prämien 
sollten nur im Rahmen von (freiwilligen) Verträgen mit konkreten Verpflichtungen ge-
zahlt werden. Als Lösung für das Problem der Direktzahlungen wird ein dreistufiges 
"Contractual Payments Scheme" (CPS) vorgeschlagen, das eine Basiszahlung im Sin-
ne der aktuellen Betriebsprämie enthalten würde. Nur mehr öffentliche Güter mit 
supranationalem Charakter sollten auf der EU-Ebene finanziert werden.  

In eine ähnliche Richtung argumentieren schon seit längerem die verschiedenen 
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirates für Agrarpolitik beim deutschen Bun-
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (z. B. Wissen-
schaftlicher Beirat für Agrarpolitik, 2008) oder eine im November 2009 veröffentlichte 
Deklaration europäischer Agrarökonomen, die sich dafür ausspricht, die Betriebs-
prämie auslaufen zu lassen, die Bereitstellung öffentlicher Güter durch die Landwirt-
schaft verstärkt zu fördern und die Produktionskapazitäten nachhaltig zu sichern. In 
seinem aktuellen Gutachten plädiert der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik 
(2010) für eine grundlegende Neuorientierung der Ziele der GAP im Rahmen einer 
"passende[n] Verantwortungs-, Maßnahmen- und Finanzarchitektur". Die Periode 
2014/2020 sollte als Übergang von einer schutzorientierten zu einer gestaltungsorien-
tierten Agrarpolitik genutzt werden, in der u. a. die Direktzahlungen der ersten Säule 
schrittweise verringert und kofinanziert werden. 

Insgesamt überwiegen die Diskussionsbeiträge, die eine Strukturänderung der GAP 
befürworten, gegenüber jenen Vorschlägen, die eher begrenzte Umschichtungen 
im Rahmen der aktuellen Konstellation befürworten (Hofer, 2009, Heißenhuber, 2009). 
Das beherrschende Reformmotiv sind in der aktuellen Diskussion jedoch die Umwelt-
effekte der Landwirtschaft.  

Aufgrund ihrer dominanten Position in der Flächennutzung  aber auch weil der 
Umweltpolitik im ländlichen Raum wenige andere Ansatzpunkte zur Verfügung ste-
hen  kommt der Landwirtschaft eine zentrale Rolle im Umwelt- und Naturschutz zu 
(SRU, 2009, Schulz, 2010). Im Mittelpunkt stehen dabei sowohl die Einhaltung der 
umwelt- und naturschutzrechtlichen Vorgaben als auch die effiziente Bereitstellung 
von Umweltleistungen im Rahmen von Agrarumweltprogrammen. 

Auf der administrativen Ebene ortet etwa der Europäische Rechnungshof Mängel in 
der Durchführung von Agrarumweltprogrammen (Europäischer Rechnungshof, 2005) 
und Cross Compliance (Europäischer Rechnungshof, 2008). Eine Studie des IEEP 
(Cooper  Hart  Baldock, 2009) zeigt ebenfalls grundlegenden Reformbedarf be-
züglich Effektivität und Effizienz der Umsetzung auf, aber auch bezüglich der ökologi-
schen Ziele der GAP.  

Ein von fünf Umweltorganisationen (BirdLife International et al., 2009) gemeinsam 
veröffentlichtes "Proposal for a New EU Common Agricultural Policy" sieht die aktuel-
le GAP als "wasteful and ineffective policy", weil trotz eines Budgets von jährlich 
mehr als 50 Mrd. € die natürliche Umwelt durch nicht nachhaltige Landnutzungsfor-
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men gravierend geschädigt werde. Die wichtige Rolle der Landwirtschaft im Bereich 
von Umwelt und natürlichen Ressourcen könne nur dann erfüllt werden, wenn "the 
right type of farming, with the right practices, in the right place" sei. Eine radikale Re-
form sowohl der Ziele als auch der Instrumente der GAP sei dafür erforderlich. Dabei 
werden fünf Bereiche für umweltorientierte Zahlungen an die EU-Landwirtschaft vor-
geschlagen, die von einer "Basisprämie" bis zu Kompensationszahlungen für lokale 
Umweltvorgaben (z. B. Natura 2000) reichen. Ähnlich ausgerichtete Forderungen mit 
zum Teil sehr detaillierten Maßnahmenvorschlägen erheben auch andere Umwelt-
organisationen (Schulz, 2010, SRU, 2009, EBCC, 2008, EEA, 2009, LUPG, 2009, WWF, 
2008).  

Viele dieser Vorschläge stellen den Grundsatz "public money for public goods" in 
den Vordergrund. Nur Leistungen, die über die gute fachliche Praxis hinausgingen, 
könnten als Bereitstellung öffentlicher Güter gelten, die Einhaltung von gesetzlichen 
Verpflichtungen reiche dafür nicht aus (Schulz, 2010, SRU, 2009). Eine generelle Kür-
zung des Agrarbudgets wird in diesen Vorschlägen nicht gefordert.  

Landwirtschaftliche Produzentenverbände stehen Änderungen der GAP traditionell 
skeptisch gegenüber. Gleichzeitig haben Produzenteninteressen in den meisten Mit-
gliedsländern erheblichen Einfluss auf die nationale Positionierung. COPA-COGECA 
(2008) unterstreicht die traditionellen Funktionen der Landwirtschaft und fordert eine 
GAP, die stabile Rahmenbedingungen für die Entwicklung der Agrarproduktion bie-
tet, eine umwelt- und tiergerechte Produktion sichert und den Beitrag der EU-Land-
wirtschaft zu Wirtschaft und Beschäftigung in ländlichen Gebieten in der gesamten 
EU optimiert.  

Vielfach wird betont, dass zur Abfederung der zunehmenden Marktöffnung und der 
steigenden Anforderungen der Gesellschaft an die Landwirtschaft den Direktzah-
lungen der ersten Säule über 2013 hinaus zentrale Bedeutung zukomme. Präferiert 
wird eine unveränderte Finanzierung ohne zusätzliche nationale Beteiligung; Verein-
fachungen und eine Harmonisierung der entkoppelten Prämien wären aber in allen 
Mitgliedsländern vorstellbar (z. B. Deutscher Bauernverband, 2010). Die Bandbreite 
der Meinungen ist groß: So fordert etwa die Irish Farmers' Association (2009) "a fully-
funded, index-linked CAP budget post-2013" sowie zusätzliche Zahlungen für speziel-
le Produktionsformen und lehnt jede weitere Modulation der ersten Säule ab. Re-
formorientiert sind hingegen die Stellungnahmen der European Landowners Organi-
zation (ELO, 2008) oder der RISE Taskforce (RISE, 2009).  

Auch die Europäische Kommission betont, dass die Gesellschaft von der europäi-
schen Landwirtschaft die Sicherung der Nahrungsmittelversorgung, den Erhalt wert-
voller Kulturlandschaften sowie einen Beitrag zur Sicherung attraktiver und lebensfä-
higer ländlicher Räume erwarte (European Commission, 2009B). Die bevorstehende 
Reform der GAP müsse eine Vereinfachung des Systems bringen und die Wahrneh-
mung von Marktchancen auf Binnen- und Weltmärkten sowie die Bewältigung der 
"neuen Herausforderungen" (Klimawandel, Sicherung der Biodiversität, Wasserma-
nagement, Forcierung von Bioenergie) fördern.  

Für die Realisierung dieser Ziele müsse "2014 . . . die Gemeinsame Agrarpolitik nicht 
neu erfunden werden", weil sie nach dem Health Check eine auch für die Zeit nach 
2014 funktionsfähige Struktur erreicht habe (Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft, Umwelt- und Wasserwirtschaft, 2009). Auch künftig solle eine erste Säule 
als "Sicherheitsnetz" für die Agrarbetriebe fungieren und durch eine zweite Säule in 
Form eines eigenständigen Programms für die ländliche Entwicklung ergänzt wer-
den. Eine künftig bedeutendere Rolle der Ausgleichszulage erscheint nicht ausge-
schlossen. 

Wie Medienstellungnahmen hochrangiger Mitglieder der Europäischen Kommission 
zeigen, könnten künftig die Direktzahlungen der ersten Säule völlig von der Produkti-
on entkoppelt und für die gesamte EU 27 nach einem einheitlichen Modell oder na-
tional differenziert gewährt werden. Über alle Betriebe hinweg einheitliche Zahlun-
gen seien als "sozial gerechter Ausgleich für Marktversagen" legitimiert, weil die posi-
tiven Externalitäten der EU-Agrarproduktion nicht mit den Preisen abgegolten wür-
den. Für Österreich würde das die Abkehr vom "historischen Modell" bedeuten, wo-
nach die Höhe der Betriebsprämien sich an einer fast ein Jahrzehnt zurückliegenden 
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Referenzperiode (2000/2002) orientiert. Ein nationaler Spielraum  etwa für die be-
sonderen Probleme der Milchkuhhaltung im Berggebiet  bliebe weiterhin bestehen.  

Das zweite Element der ersten Säule wäre ein "Sicherheitsnetz" zur Stabilisierung der 
Agrarmärkte innerhalb der EU 27, das verstärkt auf private Lagerhaltungsaktivitäten 
und Tenderverfahren anstelle von fixen Interventionspreisen setze1). Dadurch könne 
die EU in Zukunft auf Exporterstattungen verzichten. Diese Aussagen sind Hinweise 
auf den ab Mitte 2010 erwarteten offiziellen Kommissionsvorschlag zur Reform 2013. 

 

Trotz der unterschiedlichen Interessenlagen sind die grundsätzlichen Prioritäten der 
Reformvorschläge zur "GAP 2014" nicht allzu heterogen. Die Detailvorschläge zur In-
strumentierung liegen etwas weiter auseinander, wobei aber auch die defensiven 
Positionen gewisse Änderungen akzeptieren. Die politische Diskussion wird sich damit 
auf die quantitativen Relationen zwischen den einzelnen Politikelementen beziehen. 
Der künftige Umfang des EU-Agrarbudgets wird wesentlich die Intensität der Reform-
diskussion bestimmen. Der Doha-Runde kommt wegen der Annahme, alle entkop-
pelten Direktzahlungen würden auch in Zukunft in der "Green Box" Platz finden und 
somit nicht gekürzt (Swinbank  Trantner, 2003), nur untergeordnete Bedeutung zu. 
Die erwartete Senkung des Außenschutzes würde durch eine Preisauftriebstendenz 
auf den Weltagrarmärkten abgeschwächt. Aus der bisherigen Diskussion leiten sich 
zwei zentrale Problembereiche ab: die Zukunft der Direktzahlungen der ersten Säule 
und die Details einer Steigerung von Umfang, Effizienz und Effektivität im Bereich der 
zweiten Säule.  

Der Budgetumfang der ersten Säule dürfte nach 2013 durch eine "einmalige Umver-
teilung zu Beginn der Finanzperiode" (Borchardt, 2010) niedriger sein. Weil das EU-
Haushaltsrecht nicht mehr zwischen obligatorischen und nichtobligatorischen Aus-
gaben unterscheidet, unterliegt künftig auch die erste Säule der Mitentscheidungs-
befugnis des Europäischen Parlaments; dadurch entfällt ein wesentlicher Vorteil im 
Entscheidungsprozess. Zudem könnten alle Leistungen der GAP einer Kofinanzie-
rungsverpflichtung unterworfen werden; das würde die bisherige Benachteiligung 
der zweiten Säule beseitigen. Ein einheitlicher Kofinanzierungssatz könnte für die Mit-
gliedsländer unter den derzeitigen Werten liegen (Schulz, 2010). Im Falle einer obli-
gatorischen Kofinanzierung der ersten Säule würde auch der zweite Vorzug gegen-
über der zweiten Säule als Instrument des "Juste Retour" wegfallen (Hofreither, 2008). 

Die Kommission vertrat zuletzt die Meinung, entkoppelte Direktzahlungen der ersten 
Säule seien als Entschädigung für die Bereitstellung von öffentlichen Gütern legitim. 
Dies setzt implizit voraus, dass jeder einzelne landwirtschaftliche Betrieb per Saldo 
positive Externalitäten generiert, was empirisch unwahrscheinlich ist. Die Verursa-
chung von "public bads" durch einige Betriebe also aus öffentlichen Mitteln zu hono-
rieren, steht aber im Widerspruch zum Reformgrundsatz "public money for public 
goods".  

Eine EU-weit einheitliche Basisprämie je Flächeneinheit widerspricht auch deshalb 
der von der Kommission vorgeschlagenen Legitimierung von Direktzahlungen, weil 
der Wert der öffentlichen Güter bzw. die Kosten ihrer Bereitstellung sehr heterogen 
über die Fläche verteilt sind. Aber auch die Unterschiede zwischen den Mitglieds-
ländern in Bezug auf Kaufkraftparitäten und Stützungsniveaus mahnen zur Vorsicht. 
Trotz dieser Argumente dürfte die völlige Abschaffung der ersten Säule nicht mehr-
heitsfähig sein, weil der Wegfall dieser Unterstützung für bestimmte Betriebe und Be-
reiche als existenzgefährdend eingeschätzt wird. Die administrativen Kosten einer 
Einheitsprämie sind  sofern diese nicht mit hohen Kontrollkosten verbunden ist  rela-
tiv niedrig, was auch für diese Form der Einkommensstützung spricht. Der Anteil der 
Direktzahlungen an Betriebe in den neuen EU-Ländern wird ab 2014 auch ohne volle 
Angleichung der Prämien an jene in der EU 15 steigen. 

                                                           
1)  In der DG Landwirtschaft und ländliche Entwicklung werden teils auch die Direktzahlungen als Teil dieses 
Sicherheitsnetzes gesehen, weil sie nicht die Haushaltseinkommen stützen, sondern das Betriebseinkommen 
stabilisieren würden. 

Ökonomische 
Beurteilung der 
Reformvorschläge 

Elemente einer GAP 2014 
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der GAP 
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Wie empirische Analysen (Brady et al., 2009) zeigen, kann in benachteiligten Regio-
nen durch die Erfüllung der Cross Compliance die Biodiversität begünstigt werden. 
Weil dieser Effekt aber nicht generell auftritt, könnten die derzeitigen Mindeststan-
dards für Leistungsanforderungen und/oder das Leistungsspektrum verschärft wer-
den. Je stärker diese Tendenz,  

 umso geringer werden die Unterschiede zwischen Cross Compliance und den 
Auflagen bzw. Umweltleistungen im Rahmen der Agrarumweltprogramme und 

 umso höher sind die Kosten der Einhaltung der Cross-Compliance-Bestimmungen. 

Damit stellt sich die Frage, ob die Vorteile einer Aufteilung von Umweltanliegen auf 
zwei Säulen den damit einhergehenden Regelungs- und Kontrollaufwand rechtferti-
gen (Bennet et al., 2006).  

Eine Stärkung der zweiten Säule könnte die ökologische Bilanz der Landwirtschaft 
verbessern, würde jedoch auch die administrativen Kosten der GAP erhöhen (Euro-
päischer Rechnungshof, 2005). Indirekt würde eine niedrigere Basisprämie automa-
tisch die relative Attraktivität von Agrarumweltprogrammen erhöhen. Dem Prinzip 
der fiskalischen Äquivalenz entsprechend wären Elemente der bisherigen zweiten 
Säule auf die nationale, regionale oder lokale Ebene zu verlagern. Eine stärker 
anreizorientierte Gestaltung von Agrarumweltprogrammen würde zudem deren 
ökonomische Effizienz steigern (Hofreither, 1999). Bekannte Hürden auf dem Weg 
dorthin sind u. a. die Definition messbarer Ziele und die Festlegung von Referenzni-
veaus, ab denen eine Leistung im Sinne der Bereitstellung öffentlicher Güter gege-
ben ist. 

Ursprünglich war die GAP eine Marktordnungspolitik, was ihre Ausrichtung als Ge-
meinschaftspolitik legitimierte. Mit der Reform 2003 wurden entkoppelte, aber an 
das Verfügungsrecht über Boden gebundene Direktzahlungen zum zentralen Instru-
ment. Weil Land immobil ist, verliert das Argument an Bedeutung, auch diese Direkt-
zahlungen müssten wie die Marktordnungen auf der EU-Ebene geregelt und finan-
ziert werden. Sie beeinflussen primär das Betriebsergebnis und damit das landwirt-
schaftliche Einkommen, kaum aber Menge und Mix der erzeugten Agrarprodukte. 
Dem Subsidiaritätsprinzip folgend fallen Zahlungen zur Sicherung agrarischer Min-
desteinkommen nicht in den Kompetenzbereich der EU. 

Die EU kämpft seit längerer Zeit mit den Folgen grundlegender Konstruktionsmängel, 
die durch die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise deutlicher sichtbar  nicht aber ver-
ursacht  wurden. Wie der Fehlschlag der Lissabon-Strategie oder die länderspezifi-
schen Probleme des Stabilitäts- und Wachstumspaktes zeigen, kann das Prinzip der 
"freiwilligen Koordination" zur Verfolgung von "overarching European interest" (Gros  
Micossi, 2005) an der Dominanz nationalstaatlicher Interessen scheitern.  

Ohne Fortschritte in der freiwilligen Koordination wirtschaftspolitischer Maßnahmen 
auf der Ebene der Mitgliedsländer müssen die Anstrengungen auf Unionsebene ver-
stärkt werden. Dies ist mit der aktuellen Budgetstruktur kaum zu leisten (Sapir et al., 
2003). Aufgrund der Eigenmittelobergrenze gehen neue Budgetprioritäten primär 
zulasten der großen Ausgabenbereiche. Das Agrarbudget 2014/2020 dürfte damit 
verstärktem Druck ausgesetzt sein. 

Die Europäische Kommission orientiert ihre internen Reformüberlegungen an den Er-
gebnissen verschiedener Simulationsmodelle. Das Projekt SCENAR 2020 (Nowicki 
et al., 2006, Nowicki et al., 2009) spielt dabei eine wesentliche Rolle. Das Referenz-
szenario geht von "plausiblen Politikentscheidungen auf der Grundlage der aktuellen 
Ausrichtung der GAP für die untersuchte Zeitperiode" aus und unterstellt dabei die in 
Übersicht 1 dargestellten Budgetalternativen. Weiters wird angenommen, dass für 
alle Szenarien das 2007 vereinbarte Ziel einer Steigerung des Biotreibstoffanteils im 
Verkehrsbereich auf 10% bis 2020 gilt und insgesamt die Märkte durch Intervention 
im Gleichgewicht gehalten werden können.  

Im Referenzszenario verringert sich das Agrareinkommen in der EU 15, während es in 
den neuen EU-Ländern steigt (Übersicht 2). Die Beschäftigung sinkt; aufgrund des 
höheren Wertschöpfungsanteils der Landwirtschaft fällt der Strukturwandel in den 
neuen EU-Ländern stärker aus. Auch der Produktionswert der verarbeitenden Indust-
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rie geht leicht zurück. In der EU 15 dürften die Bodenpreise und Pachtsätze nachge-
ben, in den neuen EU-Ländern hingegen weiter steigen.  

 

Übersicht 1: Annahmen der Studie SCENAR 2020 II – finanzieller Rahmen bis 2020 
     
 Basisszenario Referenzszenario Konservative 

Reform 
Liberalisierung 

 Mrd. € Abweichung vom Basisszenario in % 
EU-Haushalt     
Landwirtschaft insgesamt 55,0  ± 0,0  ± 0,0  – 55,0 
Ländliche  Entwicklung 
insgesamt 12,4  + 105,0  + 45,0  + 100,0 
Marktstützung, nominell 5,6  – 38,0  – 2,0  – 100,0 
Direktzahlungen, nominell 37,0  – 30,0  – 15,0  – 100,0 

Q: Nowicki et al. (2009, S. 27). 
 

 

Übersicht 2: Ausgewählte Ergebnisse der Studie SCENAR 2020 II 
        
 Basisszenario Referenzszenario 2010 

Abweichung vom Basisszenario 
Reformszenarien 

Abweichung vom Referenzszenario 2020 
  Konservative Reform Liberalisierung 
 Einkommen Einkommen Einkommen Betriebe Einkommen Betriebe 
 Mrd. €  Mrd. € In % In % 
        

EU 27 211,4  – 14,0  – 6,6  ± 0,0  – 1,2  – 22,0  – 15,0 
EU 15 187,4  – 18,0  – 9,6  + 1,0  – 0,1  – 21,0  – 13,0 
Neue EU-Länder 24,0  + 4,0  + 16,5  – 1,0  – 2,9  – 28,0  – 19,0 

Q: Nowicki et al. (2009), eigene Berechnungen. 
 

Während das Szenario "konservative Reform" nur unwesentliche Verschiebungen 
bewirkt, hätten die unter "liberale Reform" unterstellten Veränderungen von Budget 
und Außenschutz markante Folgen für die agrarischen Einkommen (22%) und die 
Zahl der Betriebe (15%; Übersicht 2). Agrarproduktion und Landnutzung würden sich 
jedoch nur geringfügig verändern, weil der Rückgang von Bodenpreisen und Löh-
nen ausgleichend wirkt.  

 

Übersicht 3: Ökonomische Folgen einer Eliminierung der GAP 
     
 Boulanger  Jomini (2009) Costa et al. (2009) Frandsen  Gersfelt  

Jensen (2002) 
Philippidis  Hubbard (2001) 

 Wegfall von Direktzahlungen 
und Außenschutz 

Wegfall von Direktzah-
lungen und Außenschutz 

Wegfall von 
Direktzahlungen 

Wegfall der GAP 

Geltungsbereich EU 27 EU 27 EU 15 EU 15 
Bezugsjahr 2007 2007 2013 2005 
 In % 
     
Bruttoinlandsprodukt  +0,3   

EU 15 +0,30  +0,2 bis +0,3 +0,19 
Neue EU-Länder +0,44    

Produktionswert Landwirtschaft  –6,0 bis –8,0  . 
EU 15 –5,6 bis +8,1  –10,9 bis +2,2  
Neue EU-Länder –2,0 bis +5,6    

Q: Eigene Zusammenstellung. 
 

Theoretisch wird die Stützung eines Wirtschaftssektors in Form von Preisstützungen, 
Transferzahlungen an Betriebe und protektionistischen Außenhandelsmaßnahmen in 
einer offenen Volkswirtschaft durch Fehlallokation von Produktionsfaktoren und ver-
zerrte Terms-of-Trade Wohlfahrtsverluste verursachen, wenn man nicht annimmt, 
dass durch die Bereitstellung öffentlicher Güter ein gleich hoher Wohlfahrtszuwachs 
erzielt werden kann. Mittels allgemeiner Gleichgewichtsmodelle lassen sich diese 
Kosten quantifizieren, indem man die aktuelle Situation mit einem Szenario ohne 
GAP vergleicht. Übersicht 3 fasst die Ergebnisse der Eliminierung von Direktzahlungen 
und/oder Grenzschutz aus vier Studien zusammen. 

Im Gegensatz zu den SCENAR-Studien bilden die Modelle in Übersicht 3 auch die 
langfristigen Anpassungsreaktionen der Weltagrarwirtschaft auf die angenomme-
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nen Politikentscheidungen (Wegfall von Direktzahlungen und Außenschutz) endo-
gen ab. Die Weltmarktpreise für Agrarerzeugnisse würden leicht steigen, woraus sich 
ein weltweiter Wohlfahrtsgewinn von 16,5 Mrd. € (Boulanger  Jomini, 2009) bzw. 
15 Mrd. $ (Costa et al., 2009) ergäbe. Die Agrarproduktion würde sich zu bisher nicht 
bzw. wenig gestützten Bereichen  etwa Obst und Gemüse  verlagern, auch die 
geographische Verteilung der Produktion würde sich verschieben. Wenngleich sol-
che Studien keine politisch mehrheitsfähigen Szenarien abbilden, liefern sie doch 
Orientierungspunkte für die politische Diskussion, besonders unter der Annahme ei-
nes langfristigen Anstiegs der Weltmarktpreise. 

Die langjährige Stützung des Agrarsektors ließ in den meisten Industrieländern An-
sprüche entstehen, welche durch ihr politisches Gewicht die Entwicklung der Land-
wirtschaft stärker als ökonomische Argumente bestimmen dürften. Übersicht 4 ver-
mittelt anhand der nationalen Positionen im öffentlichen Konsultationsprozess zum 
EU-Haushalt einen Überblick über die grundlegende Einstellung zu einer GAP-Reform 
sowie zu Veränderungen der Finanzierungsstruktur. Demnach nimmt der überwie-
gende Teil der Mitgliedsländer im Hinblick auf Anpassungen der GAP eine defensive 
Position ein, die Zahl der reformbereiten Länder ist gering (Clasper  Thurston, 2010). 
Eine grundlegende GAP-Reform erscheint damit unwahrscheinlich und könnte nur 
durch eine massive Budgeteinschränkung ausgelöst werden. 

 

Übersicht 4: Positionen der Mitgliedsländer in der Reformdiskussion 
   

 Reformbedarf Kofinanzierung Eigenmittel Budgetmechanismen 
 Beibehal-

tung der 
GAP 

Maßvolle 
Reform 

Radikale 
Reform 

Opposition Status-quo Befür-
wortung 

Opposition Status-quo Befür-
wortung 

Verein-
fachung 

Abschaf-
fung von 

Aus-
nahmen 

            
Österreich X    X    X X  
Belgien  X   X       
Zypern X          X 
Tschechien   X  X  X    X 
Deutschland  X     X   X  
Dänemark   X X   X    X 
Estland  X  X    X   X 
Griechenland X   X    X  X  
Spanien  X        X  
Finnland  X       X  X 
Frankreich X    X    X  X 
Ungarn X   X     X  X 
Irland X      X    (X) 
Italien X     X   X X  
Litauen  X   X   X   X 
Luxemburg  X  X     X   
Lettland X        X  (X) 
Malta   X    X    (X) 
Niederlande   X   X  X    
Polen X   X    X    
Portugal  X       X  X 
Rumänien X   X     X  (X) 
Schweden   X  X  X   X  
Slowenien  X          
Slowakei  X     X    X 
Großbritannien   X         
            
Summe  10  10  6  6  6  2  7  5  8  6  10 (4) 

Q: Clasper  Thurston (2010), eigene Recherche. X . . . trifft zu, (X) . . . mit Einschränkungen, kein Eintrag . . . Position nicht bekannt. 

 

Die EU-Landwirtschaft ist auch unter weitgehend liberalisierten Marktbedingungen 
imstande, Nahrungsmittel und Energierohstoffe in ausreichender Menge zu erzeu-
gen. Allerdings wäre dabei mit Problemen im Agrarumweltbereich und bei der Be-
wirtschaftung und Besiedelung benachteiligter Gebiete zu rechnen. Dieser Umstand 
weist den Weg für ein Leitprinzip der bevorstehenden GAP-Reform: "public money 
for public goods". 

Die Strukturen der künftigen GAP sind schwieriger zu prognostizieren als bei ver-
gleichbaren früheren Reformen. Dafür sind primär die aktuellen gesamtwirtschaftli-
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chen Probleme der EU-Länder sowie die Aufwertung des Europäischen Parlaments in 
der Entscheidungsfindung bestimmend. Einige Eckpunkte dieses Reformprozesses 
sind dennoch bereits zu erkennen: 

 Die Marktorientierung der GAP wird sich weiter verbessern, indem Exportstützun-
gen abgebaut und Marktinterventionen verstärkt durch private Risikovorsorge er-
setzt werden. 

 Je stärker das Argument der Opportunitätskosten zum Tragen kommt, umso eher 
ist mit einer Kürzung des Agrarbudgets zu rechnen, was eine niedrige "Basisprä-
mie" und eine nationale Kofinanzierung aller GAP-Zahlungen wahrscheinlich wer-
den lässt. 

 Unabhängig von der derzeit noch unbekannten Ausgestaltung wird sich die 
Höhe der Prämien zwischen den Ländern der EU 15 und den neuen EU-Ländern 
tendenziell angleichen. 

 Ökologischen Reformmotiven folgend dürften Instrumente und Budget der zwei-
ten Säule erweitert werden, durch verbessertes Targeting würde sich die Effizienz 
dieses Politiksegments verbessern, aber auch der Kreis der Zahlungsempfänger 
verändern. 

 Die Agrarpolitik für die Regionalentwicklung des ländlichen Raumes könnte 
durch ihr Legitimationsdefizit gegenüber anderen Strukturfonds sowie ihre Män-
gel in der Zielerreichung (Shucksmith  Thompson  Roberts, 2005) unter Rechtfer-
tigungsdruck geraten. 

In der zweiten Jahreshälfte 2010 wird die Europäische Kommission ihre Vorstellungen 
über die Grundzüge der GAP-Reform 2013 präsentieren und nach einer Konsultati-
onsphase von etwa einem Jahr die Gesetzesvorschläge vorlegen. Damit könnte die 
Umsetzungsphase auch im Falle eines längeren Mitentscheidungsverfahrens im Eu-
ropäischen Parlament 2014 beginnen. 

Die GAP-Reformen der letzten 15 Jahre verringerten traditionelle Probleme der EU-
Landwirtschaft als Folge von Marktungleichgewichten. Die bevorstehende Reform 
wird zeigen, wieweit der bisher vom Ausgleich zwischen nationalen Interessen be-
stimmte Weg moderater Anpassungen künftig unter dem Eindruck drängender Be-
schäftigungs- und Wachstumsprobleme, der "neuen Herausforderungen" im Um-
weltbereich sowie der Veränderungen auf den Weltagrarmärkten verlassen wird, 
um europäische Ziele aktiv zu verfolgen. Die Zustimmung der Gesellschaft  reprä-
sentiert durch ein gestärktes Europäisches Parlament  wird maßgeblich davon ab-
hängen. 
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Common Agricultural Policy in 2014 – Positions and Consequences  Summary 

The future GAP structures for 2014 and beyond are more difficult to forecast than was the case in earlier reforms of 
a comparable scale. The main obstacles are the worrying problems of EU countries at the macroeconomic level, 
together with the greater role that the European Parliament is now assigned within the decision-making process. 
Some benchmarks of the reform process are, however, already discernible: 
 The GAP will become increasingly more market-oriented, through reductions in export supports, and market in-

terventions increasingly giving way to private risk provision. 
 With the opportunity cost argument moving ever more into the foreground, cuts of the farming budget can be 

expected, which makes a low "base premium" and national cofinancing of all GAP payments more likely. 
 Regardless of how these premiums will be designed  currently still an unknown factor  the trend runs towards 

achieving a compensatory balance between "old" and "new" member countries.  
 In response to ecological reform ideas, the tools and budget of the second pillar are expected to be strength-

ened; its improved targeting would enhance the efficiency of this policy segment while at the same time 
changing the circle of beneficiaries. 

 The (farming) policy for rural (regional) development could come under pressure due to its legitimacy deficit 
compared to other structural funds and its shortcomings in achieving targets. 

In the second half of 2010, the European Commission is set to present its ideas for an outline GAP reform of 2013, to 
be followed by a consultation phase of about a year, after which the formal bills will be submitted. It can be pre-
dicted with some certainty that the principle of "public money for public goods" will dominate the impending GAP 
reform. 
 

 


